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Brasiliens Enthaltung bei der UN 

Resolution zu Libyen

Während der pro-Gaddafi De-

monstrationen, in denen Teile 

der libyschen Bevölkerung auf 

die Straße gingen, um die UN-

Resolution zu verurteilen, die 

die Einführung einer Flugver-

botszone über dem Land er-

möglichte, hielt ein Mann ein 

Schild hoch, auf dem er Indien, 

Russland, China, Deutschland 

und Brasilien für die Enthaltung 

im Sicherheitsrat dankte. Was 

jedes einzelne dieser Länder 

dazu brachte, die Intervention 

der Vereinten Nationen in Liby-

en nicht zu unterstützen, ist 

kein Geheimnis. 

 
Vor allem Brasiliens Votum kann 
sowohl durch historische Faktoren 
im Zusammenhang mit Libyens 
Verhalten im internationalen Kon-
text erklärt werden, als auch durch 
die Wege, die die brasilianische 
Außenpolitik mit dem Amtsantritt 
von Luis Inácio Lula da Silva 2002 
einschlug. Die jüngere Geschichte 
der außenpolitischen Aktionen Li-
byens und Brasiliens ist fundamen-
tal, um zu verstehen, was Brasilien 
dazu bewegt hat, sich des Votums 
zu enthalten und dadurch den UN-
Sicherheitsrat als Synekdoche der 
aktuellen Tendenzen in der inter-
nationalen Politik darzustellen. 
 
Die libysche Außenpolitik:  

 
Seit der von Gaddafi angeführten 
Revolution von 1969 bis in die 90er 
Jahre, wurde die Außenpolitik Liby-
ens in ihren politischen und öko-

nomischen Aspekten maßgeblich 
durch die Instabilität des Ölpreises 
geprägt.  
 
Libyens Spielraum in der internati-
onale Politik definiert sich durch die 
Variationen in den Ölpreisen und 
die wirtschaftliche Situation beein-
flusst maßgeblich wie aggressiv 
oder kooperativ die Außenpolitik 
des Landes gestaltet wird.  
 
Zwischen 1969 und den 90er Jah-
ren verfolgte Libyen eine harte und 
kompromisslose Außenpolitik, be-
günstigt durch die Einnahmen von 
Petro-Dollars, die durch die starken 
Preiserhöhungen zwischen ’73 und 
’79 begünstigt wurden. In dieser 
für Öl-exportierende Länder güns-
tigen Zeit konnten die hohen Ein-
nahmen Libyens der Regierung 
Gaddafi eine konfliktfreudige Politik 
erlauben. 
 
Erst die fallenden Preise ab 1986 
sowie die internationale Isolation 
und Sanktionen des UN-
Sicherheitsrates zwangen das Re-
gime dazu, sein Verhalten in der 
internationalen Außenpolitik zu än-
dern.  In der regionalen Politik je-
doch, behielt Libyen ihre aggressi-
ve Einstellung bei, was starke Re-
aktionen bei den westlichen Mäch-
ten hervorrief. 
 
Paul Balta bestätigt, dass Gaddafi 
bis in die 80er Jahre eine Reihe 
von militärischen Interventionen in 
Nachbarstaaten unternahm, mit 
Hilfe modernerer Waffen und bes-
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serer Vorbereitung des Militärs. In-
vestitionen, die mit der Einnahme 
aus dem Ölgeschäft bezahlt wur-
den. 
 
In bester Verfassung regionale 
Konflikte auszulösen und die Inte-
ressen der Westmächte zu bedro-
hen, hatte die Außenpolitik Libyens 
als Konsequenz, dass sich das 
Land, welches wenig geneigt war, 
Allianzen zu formen oder Verhand-
lungen zu führen, zusehends iso-
lierte. Während die Ölfrage als 
Rechtfertigung für die politischen 
Änderungen Libyens im internatio-
nalen Kontext reichte, litt Gaddafis 
Regierung intern unter der Opposi-
tion, die auf regionaler Ebene die 
Stellung des Landes stark beein-
flusste. 
Wie der Großteil seiner Nachbar-
länder hatte Libyen auf eigenem 
Boden mit dem Anstieg der Popula-
rität „islamistischer“ Oppositionen 
zu kämpfen. 
Für Autoren wie Waleed Saleh Alk-
halifa ist dafür vor allem das Schei-
tern des Panarabismus durch den 
verlorenen Krieg der arabischen 
Armeen gegen Israel 1967 verant-
wortlich zu machen, der die Defizi-
te der arabisch-nationalistischen 
Regime auf schmerzhafte Weise of-
fen legte. Der politisch-islamische 
Aktivismus ersetzte fortan eine 
arabische Identität als das Binde-
glied für den sozialen Zusammen-
halt in der arabischen Welt und 
verhalf Saudi Arabien zu einer 
greifbaren regionalen Vormacht-
stellung in der Region und sorgte 
für den Bedeutungszuwachs der 
„islamistischen“ Oppositionen in 
den Ländern mit panarabischer, 
und vor allem die durch General 
Nasser geprägte Ideologie. 
 
Für Libyen wurde die islamische 
Opposition vor allem während der 
Phase der internationalen Isolation 
zu einem großen Problem. Anfang 
der ‘70 Jahre existierten im Land 
mehrere islamistische Zellen, die 

dem Modell des Islamischen Jihad 
Ägyptens nachempfunden waren. 
Da Gaddafi eine sehr eigenwillige 
Sicht des arabischen Nationalismus 
hat, der die Ansichten Nassers mit 
Elementen des politischen Islams 
verbindet, erkannten vielen isla-
mistische Gruppen Gaddafi nicht 
als legitimen muslimischen Führer 
an. Der ausdrucksvollste Vorfall 
des Einflusses islamistischer Oppo-
sition war wohl der Versuch der 
Zerschlagung der Partei für die Is-
lamistische Befreiung Libyens bei 
einer Kundgebung. 1984, einem 
Jahr mit beträchtlichem Einsturz 
der Ölpreise, wurden Zellen der 
Partei in der Universität al-Faith 
entdeckt und deren Mitglieder auf 
Befehl Gaddafis vor Ort exekutiert. 
 
Angesichts der steigenden innen-
politischen Instabilität und der 
ökonomischen Unsicherheiten in 
den 80er Jahren, sah sich das liby-
sche Regime dazu gezwungen, der 
internationalen Isolation entgegen-
zuwirken, sondern auch mit seinen 
arabischen Nachbarstaaten, die 
auch mit der islamistischen Opposi-
tion zu kämpfen hatten, zu koope-
rieren und effektive Strategien 
herauszuarbeiten für die Eindäm-
mung des Einflusses der internen 
politischen Opposition. 
 
Wenn man die vielfältigen Aspekte 
in Betracht zieht, die die Neuaus-
richtungen der aggressiven Außen-
politik Libyens angesichts der In-
stabilität des Ölmarktes mit sich 
zogen, kann man schlussfolgern, 
dass diese wirtschaftlichen Elemen-
te das Verhalten Arabisch-
Islamischer Staaten gegenüber 
dem Ausland stark beeinflussen. 
Im Falle Libyen ist diese Einwir-
kung der wirtschaftlichen Agenda 
auf die politische Entscheidungs-
ebene noch größer. Daraus folgt 
das Verständnis, dass der Ölmarkt 
eine regulierende Funktion zwi-
schen der Außenpolitik Libyens in 
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den 90er Jahren und den Einsturz 
der Preise in den 80ern einnahm. 
 
Die von der libyschen Regierung 
gewählte Alternative für die Macht-
erhaltung im eigenen Land, war, 
seit den 90er Jahren, eine koope-
rativere Außenpolitik dem Westen 
gegenüber. Innerhalb dieses Wan-
dels der libyschen Position in der 
Welt, nahm Brasilien eine aktive 
Rolle ein. Das Land näherte sich 
dem Regime Gaddafis vor allem 
nach der Jahrtausendwende an und 
verfolgte mit einer Politik des 
„Wandels“ eine ähnliche Rhetorik 
wie es schon das libysche Regime 
Anfang der 90er Jahre getan hatte. 
 
 
Die brasilianische Außenpolitik 

 
 
Im Dezember 2002 kündigte der 
damals neu gewählte Präsident 
Luis Inácio Lula da Silva im Rah-
men einer Rede im National Press 
Club in Washington die groben Zü-
ge seiner zukünftigen Regierungs-
politik an. Bei dieser Gelegenheit 
erinnerte er daran, dass besonders 
das Leitmotiv des „Wandels“ seine 
Kandidatur und den Wahlkampf be-
flügelt hatte. Dieser angekündigte 
Wandel schloss natürlich auch eine 
neue Außenpolitik mit ein, die sich 
von der ehemaligen Regierung un-
terschied und von seiner Nachfol-
gerin Dilma Rouseff bis heute fort-
geführt wird. Die Vorgängerregie-
rung von Fernando Henrique Car-
doso (1995-2002) wurde durch ei-
ne zurückhaltende Diplomatie und 
einen moderaten Multilateralismus 
mit besonderem Fokus auf das in-
ternationale Recht geprägt. Als Teil 
seiner pragmatischen Außenpolitik 
erkannte er die Existenz der gro-
ßen Mächte und eine vordefinierte 
Hierarchie in der internationalen 
Ordnung an. In diesem Sinne um-
fasste die Globalisierung für ihn 
zwangsläufig eine stillschweigende 
Aufgabe, das Land trotz der real-

wirtschaftlichen Asymmetrien in 
diesen bestehenden Kontext einzu-
betten. 
 
Der Wandel in der Außenpolitik, 
der durch die Arbeiterpartei (PT) 
ab 2003 eingeleitet wurde, war 
deutlich zu spüren. Lula verfolgte 
einen ausgeprägten multilateralen 
Ansatz mit starken sozialen Ele-
menten, der unter anderem eine 
größere Gleichstellung zwischen 
den Ländern zum Ziel hatte. In den 
verschiedenen internationalen Or-
ganisationen wurde eine dezidierte 
soziale Agenda verfolgt. Lula war 
verantwortlich für den überra-
schenden Konsens zwischen den 
Forderungen des Weltsozialforums 
und des Weltwirtschaftsforums in 
Davos.  
 
Während Fernando Henrique Car-
doso sich das zurückhaltende Ziel 
„einer Globalisierung mit einem 
menschlichen Gesicht“ gesetzt hat-
te, wollte Lula der internationalen 
Öffentlichkeit die perversen Effek-
te, die diesem Prozesses immanent 
sind, vergegenwärtigen. Während 
Fernando Henrique heimlich eine 
„Globalisierung mit menschlichen 
Zügen“ ersehnte, konzentrierte 
sich Lulas Diskurs auf eine Kritik 
der unmenschlichen Effekte des 
Prozesses. 
 
Wie Paulo Roberte de Almeida 
kommentierte, behielt der ehema-
lige Präsident Fernando Henrique 
Cardoso einen traditionellen diplo-
matischen Ansatz als Stütze für ei-
nen allgemeinen entwicklungspoli-
tischen Plan bei. Lula hingegen 
verfolgte mit seiner unkonventio-
nellen Außenpolitik eine sozialkriti-
sche Agenda und nahm stets eine 
Position ein, die es ihm erlaubte 
mit den G8 Staaten in Dialog zu 
treten und sie unter Druck zu set-
zen seine Teilnahme an den Ver-
sammlungen zu ermöglichen, so-
wie Abkommen und Allianzen zwi-
schen den Mitgliedern der G-15 zu 
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vereinbaren. Diese Zusammenar-
beit mit Schwellenländern zählt zu 
den zentralen Eigenschaften der 
Außenpolitik von Lulas Regierung. 
Seine zahlreichen Reisen und bila-
teralen Staatsbesuche haben ne-
ben der Förderung der wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit dazu beige-
tragen, politische Vereinbarungen 
mit wichtigen Akteuren wie Indien, 
Südafrika und China zu knüpfen. 
Obwohl der Fokus auf Südamerika 
weiterhin bestehen blieb, haben 
Vereinbarungen wie die mit der 
Türkei in der Iranfrage, der brasili-
anischen Diplomatie nie dagewese-
ne Anerkennung zukommen las-
sen. 
 
Unterdessen hat Lulas Außenpoli-
tik, jenseits der Einmischung in la-
tente Konflikte und dem Fokus auf 
Themen wie Armut und Ungleich-
heit, keineswegs die nationalen In-
teressen des Landes aus dem Blick 
verloren. 
  
Erst aus diesem Kontext und dieser 
Ambivalenz heraus kann man die 
Positionierung der brasilianischen 
Diplomatie in Hinblick auf den Kon-
flikt in Libyen verstehen.  
 
Während seiner acht Jahre an der 
Regierung, hat sich Präsident Lula 
insgesamt 4 Mal mit dem libyschen 
Führer Muammar al-Gaddafi ge-
troffen. Im Dezember 2003, weni-
ger als ein Jahr nach seiner Wahl 
zum Präsidenten, hat Lula Tripolis 
besucht. Sie trafen sich noch mal 
2006 beim Lateinamerika-Afrika 
Gipfeltreffen der Staatschefs in Ni-
geria und zweimal 2009.  
 
Abgesehen von der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit, entpuppte sich 
Libyen gleichermaßen als ein 
mächtiger Verbündeter, als vermit-
telnde Kraft bei der Koordinierung 
der politischen Allianzen sowie als 
regionale Führungsmacht.  
 

Zur Deutung der brasilianischen 
Abstimmung in der Libyenfrage 
gibt es jedoch drei Elemente die 
beachtet werden müssen.  
 
Als erstes muss die Bemühung er-
wähnt werden, dem Land durch 
den Einsatz diplomatischer Mittel 
zur Lösung wichtiger internationa-
ler Fragen mehr Gewicht und Ver-
antwortung in der internationalen 
Politik zu verleihen. In diesem Sin-
ne wäre die Folgerung abwegig, 
dass die Enthaltung Brasiliens in 
der Abstimmung zum Libyenansatz 
eine Flucht vor der Verantwortung 
zu bedeuten hätte. Die Rede der 
brasilianischen Botschafterin stellt 
im Gegenteil klar, dass Unsicher-
heiten in Bezug auf die Effizienz 
der in der Resolution festgeschrie-
benen Maßnahmen für das Ab-
stimmungsverhalten verantwortlich 
waren. Die Übereinstimmung mit 
der Politik der weiteren Mitglieder 
der als BRIC bekannten Staaten-
gruppe bringt uns zum zweiten zu 
beachtenden Element. Der Konsens 
im Abstimmungsverhalten zwi-
schen diesen Ländern mit einer 
ähnlichen Agenda und als Teil einer 
erlesenen Gruppe von Schwellen-
ländern, bestärkt die Ambitionen 
der brasilianischen Außenpolitik. 
 
Während England und Frankreich 
sich aus unterschiedlichen Gründen 
am Libyenkrieg beteiligen, gibt die 
Enthaltung von Brasilien, Russland, 
Indien, China und Deutschland 
nach Paulo Sotero, Direktor des 
Brasilianischen Woodrow Wilson 
Center Instituts, einen Ausblick auf 
die Eintracht dieser Staaten und 
ihren zukünftigen Entscheidungen 
wieder: „(...) wir werden zukünftig 
in solchen Fragen mehr Solidarität 
sehen.  
 
Die Prioritäten der BRIC-Staaten 
und ihrer internationalen Politik 
wird sich immer stärker von denen 
der G7-Staaten unterscheiden.“ 
Die steigende Interessenartikulati-
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on zwischen diesen Staaten zeugt 
somit von einer neue Qualität der 
Reife und Geschlossenheit zwi-
schen ihren Beziehungen unterein-
ander. 
 
An dieser Stelle lässt sich erken-
nen, dass Präsidentin Dilma Rous-
seff die Außenpolitik der Regierung 
Lula in ihren fundamentalen Linien 
weiterführt. Betrachtet man die 
grundlegenden Entscheidungen ih-
rer Regierungszeit - unter ihnen 
die Positionierung in der Libyenfra-
ge - erkennt man eine deutliche 
Kontinuität in den entscheidenden 
Fragen und Tendenzen die durch 
die Regierung Lula lanciert wurden. 
 
In einem kürzlich der brasiliani-
schen Tageszeitung „Folha de São 
Paulo“ gegebenem Interview hat 
der ehemalige Außenminister Celso 
Amorim diese Haltung bestärkt. 
Ihm erscheint die brasilianische 
Haltung kohärent zu den Ansprü-
chen die sich die Diplomatie ge-
setzt hat und der Verantwortung in 
Bezug auf die libysche Zivilbevöl-
kerung. Er hätte demzufolge nicht 
anders abgestimmt: 
 
„Das Risiko bestand in dem was 
jetzt eingetreten ist, Angriffe die 
über [die Flugverbotszone] hinaus-
gehen. Ausgehend von dem was 
ich gelesen habe, war die Rede 
[der brasilianischen Botschafterin] 
Maria Luiza [Viotti] bei der UNO 
sehr korrekt.“  
 
In diesem Kontext muss das dritte 
zu beachtende Element die Men-
schenrechte betreffen. In dieser 
Frage findet in der brasilianischen 
Außenpolitik eine Abwägung zwi-
schen ihren Grundprinzipien, einer 
solidarischen Haltung zu Themen 
wie Armut und Ungleichheit und 
der pragmatischen Positionierung 
bezüglich der nationalen Interessen 
und Ambitionen statt. In der Rede 
von Botschafterin Maria Luiza Viotti 
wird die fundamentale Rhetorik zur 

Verteidigung der Menschenrechte 
deutlich. Sie betonte unter ande-
rem die Wichtigkeit der Verteidi-
gung der Zivilbevölkerung gegen 
die überzogenen Reaktionen Gad-
dafis. Allerdings finden wir in die-
ser Geste mehr als nur die genuine 
Verpflichtung zu diesen fundamen-
talen Rechten. Sie erlaubt vielmehr 
eine Vermittlung zwischen zwei 
augenscheinlich ambivalenten Posi-
tionen. Auf der einen Seite eine 
durch soziale Aspekte geprägte 
Außenpolitik und ihre vordefinier-
ten Prinzipien und auf der anderen 
die Realisierung einer pragmati-
schen Außenpolitik, die geschlos-
sene Allianzen und nationale Ambi-
tionen berücksichtigen muss. Mehr 
noch als in einer normativen Di-
mension, setzt die Menschen-
rechtspolitik als solche schon einen 
gewissen Grad an Konsensfähigkeit 
voraus, die mühelos partikuläre 
Forderungen mit allgemeinen Prin-
zipien verbindet. Das ist nicht als 
ein Privileg der brasilianischen Au-
ßenpolitik zu verstehen. In gewis-
ser Weise haben der Kollaps des 
Kommunismus und das Ende des 
Kalten Krieges aus den Menschen-
rechten eine Art Post-Ideologie 
gemacht - die letzte der Utopien. 
Aber ohne Zweifel kann die mögli-
che Dissonanz zwischen diesen 
zwei Impulsen durch eine behut-
same Einführung der fundamenta-
len Menschenrechte überwunden 
werden. 
 
Aus diesen Gründen war die Ab-
stimmung Brasiliens zum Libyen-
konflikt im Sicherheitsrat der UNO 
vorhersehbar. Der Geist der „inter-
nationalen Kooperation“, der die 
libysche Außenpolitik in den letzten 
Jahrzehnten dominierte, verhalf di-
versen westlichen Ländern wie Ita-
lien und Brasilien zu wirtschaftliche 
Verträgen, die über den finanziel-
len Vorteilen hinaus geholfen ha-
ben das Bild Brasiliens in der inter-
nationalen Öffentlichkeit als ein 
Schwellenland zu verfestigen.  
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Es war an der Zeit für Brasilien, 
sich für diese Freundlichkeit zu re-
vanchieren...   
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